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BUDGET 2024
DER EINWOHNERGEMEINDE AARAU

Das Wichtigste in Kürze 

Das von den Stimmberechtigten zu genehmigende Budget 
sieht ein negatives Gesamtergebnis von 0,7 Mio. Franken 
vor. Das Budget des Vorjahres wies ein Plus von 1,7 Mio. 
Franken aus.
 

Gesamtergebnis
Allgemeiner
Haushalt

Das Budget 2024 rechnet mit einem gleichbleibenden 
Steuerfuss von 96%.    

Steuerfuss

Der allgemeine Haushalt der Einwohnergemeinde plant  
im Jahr 2024 Nettoinvestitionen von 41,9 Mio. Franken. 
Die drei grössten Investitionsvorhaben betreffen den  
Modulbau der Tagesschule, die Projektierung des Neu-
baus Oberstufenzentrum und den Beitrag an die Realisie-
rung Neubau KiFF 2.0. Bei einem Realisierungsgrad von 
70 % (Erfahrungswert) werden rund 29,3 Mio. Franken 
investiert. Die Selbstfinanzierung von 15,6 Mio. Franken 
deckt davon rund 53% ab. Die Fremdfinanzierung würde 
somit 13,8 Mio. Franken betragen.

Beim Finanzvermögen der Einwohnergemeinde sind 
Nettoinvestitionen im Umfang von 1,8 Mio. Franken vor-
gesehen.   
 

Investitionen und
deren
Finanzierung

Die mutmasslichen Bestände der beiden Schwankungs-
töpfe zur Stabilisierung des Eigenkapitals und der Schul-
denquote liegen per Ende 2024 im Plus. Die Vorgaben 
sind eingehalten.  
  

Schuldenbremse

Der Einwohnerrat genehmigte das Budget 2024 mit einem 
Steuerfuss von 96% an seiner Sitzung vom 25. September 
2023 mit einem Verhältnis von 31 Ja- zu 16 Nein-Stimmen. 

Beratung im
Einwohnerrat
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Dreistufiger Erfolgsausweis Allgemeiner Haushalt 
und Spezialfinanzierungen 

Die Einwohnergemeinde erzielt aus dem Allgemeinen Haushalt (steuer
finanziert) zusammen mit allen Spezialfinanzierungen ein operatives Ergebnis, 
entsprechend dem Gesamtergebnis, von minus 1,2 Mio. Franken. 

Die Einwohnergemeinde plant im Jahr 2024 Nettoinvestitionen von insgesamt 
69,4 Mio. Franken. Die Erfahrungen der letzten Jahre zeigen, dass aufgrund 
von Verzögerungen, Einsprachen etc. nur rund 70 % der geplanten Investi
tionen realisiert werden können. Es wird mit Nettoinvestitionen von 48,6 Mio. 
Franken gerechnet. Bei einer Selbstfinanzierung von 16,2 Mio. Franken beträgt 
der Finanzierungsfehlbetrag 32,4 Mio. Franken.

Beim steuerfinanzierten Allgemeinen Haushalt betragen die Nettoinvestitionen 
bei einem Realisierungsgrad von 70 % 29,3 Mio. Franken. Aus der Erfolgs
rechnung wird eine Selbstfinanzierung von 15,6 Mio. Franken erwartet, was zu 
einem Finanzierungsfehlbetrag von 13,8 Mio. Franken führen dürfte.

Dreistufiger Erfolgsausweis  
und Finanzierungsausweis 

Total Allge- 
meiner 

Haus-
halt

Pflege- 
heime, 
Alters-

siedlung 
Herosé

Abfall Ab– 
wasser

Krema-
torium 

Betrieblicher Aufwand –179.7 –151.0 –18.9 –3.0 – 4.7 –2.1 

Betrieblicher Ertrag 162.1 133.6 19.4 2.9 4.2 2.1 

Ergebnis aus betrieblicher Tätigkeit (– = Verlust) –17.6 –17.4 0.5 – 0.1 – 0.5 – 0.1 

Ergebnis aus Finanzierung 16.4 16.7 – 0.3 0.0 0.0 – 0.0 

Operatives Ergebnis –1.2 –0.7 0.1 – 0.1 – 0.5 – 0.1 

Ausserordentliches Ergebnis 0.0 0.0 0.0 0.0 0.0 0.0 

Gesamtergebnis (– = Verlust) –1.2 –0.7 0.1 – 0.1 – 0.5 – 0.1 

Nettoinvestitionen 100% –69.4 –41.9 –23.3 – 0.9 –3.2 – 0.2 

Selbstfinanzierung 16.2 15.6 – 0.4 0.1 0.6 0.3 

Finanzierungsergebnis (Fehlbetrag) –53.2 –26.3 –23.6 –0.9 –2.5 0.1 

Finanzierungsergebnis  
(Fehlbetrag bei Realisierungsgrad 70%)

–32.4 –13.8 –16.7 –0.6 –1.6 0.2 

In Mio. Franken

Bei Rundung in Mio. Franken können Rundungsdifferenzen entstehen
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Woher stammen die Einnahmen der Stadt? 
Erträge ohne Spezialfinanzierungen, total 153 Mio. Franken     

Der Fiskal- bzw. Steuerertrag (62%) beträgt 95,5 Mio. Franken und macht fast 
zwei Drittel der Erträge aus. Der Hauptanteil davon (78,5 Mio. Franken) entfällt 
auf die Steuern der natürlichen Personen. Die Erträge von juristischen Perso-
nen werden auf 14,4 Mio. Franken veranschlagt. Dazu kommen Grundstück
gewinnsteuern, Erbschafts- und Schenkungssteuern etc. von 2,5 Mio. Franken. 

Die Steuererträge der natürlichen Personen wurden auf Basis der budgetierten  
Erträge 2023, der Zuwachsprognosen des kantonalen Steueramtes sowie 
einem geschätzten Mehrertrag berechnet. Die Steuererträge der juristischen 
Personen wurden auf Basis eines längerfristigen Mittelwertes der Soll
stellungen, den Prognosen des kantonalen Steueramts und geschätzten Mehr
erträgen budgetiert.

Die Entgelte (10 %) umfassen alle Gebühren für Amtshandlungen (z. B. für Bau-
bewilligungen, Einbürgerungen etc.), Erträge aus der Benutzung öffentlicher 
Einrichtungen (z. B. Stadtbibliothek), Verkaufserlöse, Parkierungsgebühren 
und Bussen. Im Transferertrag (13%) sind Beiträge von Bund, Kanton, anderen 
Gemeinden sowie von Dritten verbucht. 

Der Finanzertrag ist eine weitere wichtige Ertragsquelle. Der Erfolg des 
Anlagefonds, die Dividenden aus Beteiligungen, sowie die Liegenschafts
erträge tragen 19,5 Mio. Franken bzw. 13% zum allgemeinen Haushalt bei.

 Fiskalertrag

 Entgelte

 Transferertrag

 Finanzertrag

 Verschiedene

13%

13%

10 %

62%

2%
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Wofür verwendet die Stadt ihre Steuereinnahmen und 
Kapitalerträge (netto)?

Die Darstellung zeigt, wofür die Stadt die budgetierten Steuererträge sowie 
die Kapitalerträge (Zinsen, Dividenden, Konzessionserträge) einsetzt. Die 
Beträge verstehen sich netto. Die Beiträge von Dritten, Gebühreneinnahmen, 
Mieterträge etc. sind vom Aufwand abgezogen.

Es benötigt rund 68,1 Mio. Franken oder 65%, um den gesetzlichen Aufwand 
(Finanzausgleich, Beiträge an die Kreisschule Aarau-Buchs, Pflegefinanzierung, 
gesetzliche Sozialhilfe etc.) sowie die vorgeschriebenen Abschreibungen zu 
decken. Stadtrat, Einwohnerrat und die zentrale Verwaltung beanspruchen 
zusammen einen Anteil von 12% des Aufwands. Die Infrastruktur (Gebäude 
der Stadt, Strassen, Werkhof, Grünanlagen, Friedhof) beansprucht weitere 
11%. Die Stadt wendet für die öffentliche Sicherheit netto 1,1% bzw. 1,2 Mio. 
Franken auf. 

Für die freiwillige Sozialarbeit, Kultur und Sport verbleiben insgesamt 11,1% 
bzw. rund 11,6 Mio. Franken.

1

Kategorie Nettoaufwand in %

Gesetzlicher Aufwand und Abschreibungen 68.1 64.8 %

Behörden, zentrale Verwaltung 12.7 12.0 %

Infrastruktur und technische Betriebe 11.7 11.0 %

Öffentliche Sicherheit 1.2 1.1 %

Freiwillige Sozialarbeit 5.5 5.2 %

Kultur und Sport 6.1 5.9 %

Total 105.3 100.0 %

In Mio. Franken
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Investitionen 

Die Stadt (allgemeiner Haushalt) plant im Jahr 2024 Investitionsausgaben von 
46,6 Mio. Franken sowie Investitionseinnahmen von rund 4,7 Mio. Franken. 

Der Modulbau der Tagesschule (5 Mio. Franken), die Projektierung des Neu-
baus Oberstufenzentrum (4 Mio. Franken) und der Beitrag an die Realisierung 
Neubau KiFF 2.0 (4 Mio. Franken) stellen die drei grössten Einzelvorhaben dar. 
Für den städtischen Anteil an Kantonsstrassen sind Projekte im Umfang von 
5,3 Mio. Franken, für die Gemeindestrassen von 4,4 Mio. Franken und für die 
Informatik von 2,7 Mio. Franken eingeplant. Im Betrag von 4,8 Mio. Franken 
sind Investitionen in die übrigen Gebäude und Betriebsliegenschaften des 
Verwaltungsvermögens vorgesehen.

Mit dem Budget werden Investitionen von 17,8 Mio. Franken neu beantragt. 
Für die Liegenschaften des Verwaltungsvermögens und der Schulanlagen 
fallen total 4,2 Mio. Franken, für den Bereich Informatik ICT 2,4 Mio. Franken, 
für die Gemeindestrassen und Parkplätze 4 Mio. Franken und für die An
schaffungen von Fahrzeugen bei der Feuerwehr und beim Werkhof 1,1 Mio. 
Franken an. Dazu kommen die Ausgaben für den Pilotbetrieb der Gesundheit 
Region Aarau (GERA), die Projektierung Neue Stadtgeschichte, die LED- 
Umrüstung der Show-Scheinwerfer beim KUK, die Projektierung der Erneue-
rung und Erweiterung der Fussballinfrastruktur im Schachen, die Projektie- 
rung Neue Aarebrücke Aarenau – Telli, der Speicher für Solarstrom und die 
Erneuerung der Netzinfrastruktur beim Werkhofgebäude sowie die Sanierung 
der Entwässerung beim Schwimmbad und beim LA-Stadion im Schachen.

Beim Finanzvermögen der Einwohnergemeinde sind Nettoinvestitionen im 
Umfang von 1,8 Mio. Franken vorgesehen. 

1

Investitionen Allgemeiner Haushalt Betrag

Ausgaben 46.6 Mio.

Einnahmen 4.7 Mio.

Geplante Nettoinvestitionen 100% 41.9 Mio.

Mutmassliche Nettoinvestitionen bei Realisierungsgrad 70% (Erfahrungswert) 29.3 Mio.
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Einhaltung Vorgaben Schuldenbremse 
  

Die Aarauer Stimmbevölkerung hat am 18. Juni 2023 der Einführung einer 
Schuldenbremse zugestimmt. Das Modell der Schuldenbremse basiert auf 
einer doppelten Schuldenbremse: Stabilisierung des Eigenkapitals und Stabili-
sierung der Schuldenquote. Dazu wurden zwei Schwankungstöpfe mit Start-
werten ab 2019 gebildet. Die Töpfe dürfen nicht negativ ausfallen. Sie weisen 
bis Ende Budgetperiode 2024 folgende mutmasslichen Bestände auf:

Schwankungstopf 1	

Schwankungstopf 2	

Die mutmasslichen Bestände per Ende 2024 sind im Plus. Die Vorgaben der 
Schuldenbremse sind somit eingehalten.

1

Stabilisierung Schuldenquote

60’000

50’000

40’000

30’000

20’000

10’000

0

Startwert R 2019 R 2020 R 2021 R 2022 P 2023 B 2024

 Bestand 30’000 37’944 39’299 50’611 55’011 52’749 43’447

Stabilisierung Eigenkapital

50’000

40’000

30’000

20’000

10’000

0

Startwert R 2019 R 2020 R 2021 R 2022 P 2023 B 2024

 Bestand 10’000 17’379 21’577 33’765 40’994 42’038 41’349

in Mio. Franken

in Mio. Franken
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Ausblick Jahre 2024 bis 2028, Haltung und Strategie 
des Stadtrates   

Das Budget 2024 ist in die mittelfristige Planung für die Jahre ab 2025 ein
gebettet. Die Mittelfristplanung beinhaltet die mutmassliche Entwicklung  
der Steuererträge sowie alle bekannten Investitionsvorhaben. Unter diesen 
Voraussetzungen fallen die Gesamtergebnisse ab 2025 negativ aus. Diese  
belaufen sich zwischen minus 0,7 Mio. Franken und minus 1,5 Mio. Franken. 
Die mutmasslichen Nettoinvestitionen betragen rund 135 Mio. Franken bei 
einer Selbstfinanzierung von 60,6 Mio. Franken. Das grösste Einzelprojekt ist 
der Neubau des Oberstufenzentrums in der Telli, dessen Gesamtausgaben 
über die Planperiode 2028 hinausreicht.

Der Stadtrat schätzt die wirtschaftliche Lage grundsätzlich als verhalten posi-
tiv ein. Mit Ausnahme der Steuer- und der Kapitalzinsanpassungen hat er keine 
konjunkturbedingten Korrekturen im Politikplan vorgenommen. Die Finanz
planung rechnet über die ganze Dauer mit einem Steuerfuss von 96%.

Die Prognosen im Politikplan 2024 –2028 sind wie in jedem Jahr mit erheb
lichen Unsicherheiten behaftet. Nach wie vor liegen die Unsicherheiten bei der 
konjunkturellen Entwicklung. Insbesondere die Entwicklung der Inflation und 
des Kapitalmarkts im In- und Ausland, der Lieferketten bei den Rohstoffen, 
des Ukraine-Kriegs und der Energiepreise sind schwer einzuordnen. 

Der Stadtrat setzt weiterhin auf eine nachhaltige Finanzpolitik. Er versteht 
unter Nachhaltigkeit im Kontext eines öffentlichen Finanzhaushalts, dass die 
Stadt heute nicht auf Kosten künftiger Generationen leben soll. Er hat drei 
Grundregeln als Finanzstrategie für die Stadt definiert:

 

1

Grundregeln
Finanzstrategien

✔	Das Eigenkapital soll  
nicht sinken.

✔	Die Schuldenquote soll  
nicht ansteigen.

✔	Die Steuerbelastung soll 
relativ moderat sein.

Gesunder
Finanzhaushalt

Gutes 
Leistungsangebot

Attraktive 
Steuerbelastung
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Bemerkungen des Stadtrates 

Das Budget 2024 rechnet mit einem Gesamtergebnis von minus 0,7 Mio. 
Franken, mutmasslichen Nettoinvestitionen von 29,3 Mio. Franken und einem 
Finanzierungsfehlbetrag von 13,8 Mio. Franken. Das Steuervolumen befindet 
sich auf einem hohen Niveau. Die Vermögenslage ist stabil. 

Die regionalen Projekte Gesundheit Region Aarau (GERA), die Gründung  
der Spitex Region Aarau sowie die Weiterentwicklung der Informatikzusam-
menarbeit mit der Stadt Baden sind auf Kurs. Im Herbst 2023 beginnen  
die Fusionsgespräche mit dem Gemeinderat Unterentfelden.

Unsicherheiten bestehen in der konjunkturellen Entwicklung. Die Kapitalzinsen 
sind seit anfangs Jahr rasch angestiegen und die Energieversorger haben 
Preiserhöhungen angekündigt. Zudem ist die Entwicklung der Inflation unklar. 

Der Stadtrat will die hohe Lebensqualität für die Stadt Aarau erhalten und 
beantragt deshalb, das Budget 2024 mit einem gleichbleibenden Steuerfuss 
von 96% zu genehmigen. 

  

Beratung im Einwohnerrat

Der Stadtrat beantragte dem Einwohnerrat ein Budget mit einem negativen  
Gesamtergebnis von 0,6 Mio. Franken, basierend auf der Erhöhung des 
Stellenplans um 27,19 Stellen und auf einem Steuerfuss von 96%. Die Finanz- 
und Geschäftsprüfungskommission (FGPK) beantragte dem Einwohnerrat,  
das Budget 2024 zu genehmigen. 

An der Einwohnerratssitzung lagen verschiedene Änderungsanträge vor. Zu 
Beginn der Beratung wurde der Antrag der SVP, das Budget zurückzuweisen 
mit dem Ziel, ein ausgeglichenes Budget mit einem Steuerfuss von 94% vor-
zulegen, mehrheitlich abgelehnt. In der Folge erhöhte der Einwohnerrat das 
Budget um den Betrag von 5’000 Franken für einen Ausflug des Einwohner-
rats, um den Beitrag an den Verein Prozessor von 30’000 Franken und um die 
Anschaffung von Trockentoiletten auf öffentlichen Grund von 50’000 Franken. 
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Antrag an die Stimmberechtigten

Stadtrat und Einwohnerrat beantragen den Stimmberechtigten, den Beschluss  
vom 25. September 2023 gutzuheissen.   

Die Abstimmungsfrage lautet:

Wollen Sie das Budget 2024 der Einwohnergemeinde Aarau mit einem Steuerfuss
von 96% gutheissen?

Der Einwohnerrat hat den Antrag der SP-Fraktion für einen Weiterbildungs
kredit zu Gunsten des Einwohnerrats von 12’500 Franken abgelehnt.

Die Fraktionen der FDP und der SVP haben diverse Anträge zur Verbesserung 
des Gesamtergebnisses gestellt. Die FDP stellte einen Antrag um Reduktion 
der Lohnsummenerhöhung von 2,5% auf 1,5% sowie Anträge zur Reduktion  
der Stellenerhöhungen im Umfang von 1,4 Mio. Franken. Die SVP stellte 
Anträge im Umfang von 0,6 Mio. Franken mit dem Ziel, das negative Gesamt-
ergebnis von 0,6 Mio. Franken auszugleichen. Alle Anträge von FDP und SVP 
wurden abgelehnt.

Der Einwohnerrat hiess in der Schlussabstimmung das Budget 2024 mit einem 
Steuerfuss von 96% und einem Verhältnis von 31 Ja- zu 16 Nein-Stimmen gut.
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BAUKREDIT MODULBAU  
TAGESSCHULE AARE SCHULHAUS

 

Die neue Tagesschule beim Aare Schulhaus

Weitere Informationen finden Sie unter 
 
www.aarau.ch/neuorganisation-tagesstrukturen 
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Das Wichtigste in Kürze

Beim Aare Schulhaus ist die zweite Tagesschule im  
Kanton Aargau, nach Baden, geplant. Für die mittelfristige 
Nutzung an diesem Ort soll ein Holzmodulbau errichtet 
werden.

Der dreigeschossige, längliche Modulbau kommt am 
östlichen Ende des Aare Schulhauses zu stehen. Dort steht 
eine der letzten unbebauten Flächen eines Aarauer Schul
areals. Der Modulbau wird gewählt, da dieser mittelfristig 
an einen anderen Standort versetzt und anders genutzt 
werden kann. Der definitive Standort der Tagesschule 
wird im Projekt Schulraumplanung der Kreisschule Aarau-
Buchs (KSAB) geplant.

Mittelfristige  
Nutzung

Die drei Grundrissebenen sind optimal auf die betrieb
lichen Anforderungen von Primarschule und Betreuung 
abgestimmt. Das Erdgeschoss beinhaltet hierbei den 
Zyklus 1 mit dem Kindergarten und den Primarstufen 1 
bis 2. Das 1. Obergeschoss beinhaltet den Zyklus 2 mit 
den Primarstufen 3 bis 6. Die am östlichen Grundstücks-
rand bestehende Baumallee wird erhalten. 

Betrieb

Die sonstigen Aussenflächen werden mit Erschliessungs-, 
Spiel- und Aufenthaltsbereichen aufgewertet. Somit wird 
auch der Aussenbereich für die rund 150 Schülerinnen und 
Schüler angepasst.

Das Generalplanerteam hat, zusammen mit der Projekt-
delegation und weiteren Beteiligten, im ersten Halbjahr 
2023 das Vor- und Bauprojekt mit dem Kostenvoranschlag 
erarbeitet. 

Aussenräume

Der Einwohnerrat bewilligte den Baukredit von 9,85 Mio. 
Franken inkl. 8,1% Mehrwertsteuer, zuzüglich teuerungs-
bedingter Mehrkosten, an der Sitzung vom 25. September 
2023 mit 40 Ja- zu 7 Nein-Stimmen.

Baukredit

2
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Ausgangslage
 

Die KSAB ist mit dem Führen einer Tagesschule beauftragt worden. Der ent-
sprechende Gemeindevertrag wurde am 27. November 2022 durch die Stimm-
bevölkerung angenommen.

Der Standort dieser ersten Tagesschule in Aarau ist auf der Parzelle des  
Aare Schulhauses vorgesehen. Damit ist die Stadt Aarau verpflichtet, die  
Immobilie zur Verfügung zu stellen. Der definitive Standort der Tagesschule 
wird im Projekt Schulraumplanung der KSAB geplant. Deshalb ist für die  
mittelfristige Nutzung ein Modulbau zu errichten.

Mithilfe einer baulichen Grobstudie wurde die Machbarkeit eines solchen  
Modulbaus auf der Parzelle des Aare Schulhauses im Juli 2021 nachgewiesen. 
Die betrieblichen Vorgaben in Form einer Nutzungsvereinbarung mit Betriebs-
konzept, Raumprogramm und baulichen Grundsätzen wurden durch den 
Stadtrat am 14. Februar 2022 beschlossen.

Nachdem der Einwohnerrat am 26. September 2022 den Projektierungskredit 
von 570’000 Franken bewilligt hatte, wurden die Leistungen des General-
planungsteams im offenen Verfahren ausgeschrieben. Das Team um werk1 
Architekten und Planer AG, Olten, hat den Zuschlag erhalten.

Um das ambitionierte Terminprogramm einhalten zu können (Eröffnung  
Tagesschule im August 2025), hat das Generalplanungsteam in Zusammen
arbeit mit der Projektdelegation und weiteren Projektbeteiligten, im ersten 
Halbjahr 2023 zuerst das Vorprojekt, und nahtlos daran das Bauprojekt 
erarbeitet.



15

2

Das Bauprojekt Modulbau Tagesschule im Detail
 

Situation

Das langgestreckte Grundstück ist durch eine Baumallee geprägt, welche  
das benachbarte Wohnquartier im Osten abgrenzt. Die Anordnung des Modul-
baus orientiert sich an der Grundstückgeometrie und am bestehenden Aare 
Schulhaus. Die Modulbauweise bedingt eine längliche und einfache Gebäude-
form.

Der Landverbrauch und die betrieblichen Abläufe werden durch die drei 
Gebäudegeschosse optimiert. Die Überprüfung mehrerer Varianten bestätigte, 
dass sich ein dreigeschossiger Bau ortsbaulich gut in den Bestand einfügt, 
während ein viergeschossiger Bau nicht mehr vertretbar wäre. Mitbestimmend 
für die Gebäudesetzung sind die bestehenden Durchwegungen, einerseits 
in Nord-Süd-Richtung als Verbindung zwischen Aarestrasse und Kirchberg
strasse. Andererseits in West-Ost-Richtung als Verlängerung der überdachten 
Passarelle, welche die Einzelbauten der bestehenden, schützenswerten Schul-
anlage miteinander verbindet.

Situationsplan Modulbauprojekt und Umgebung (Perimeter rot umrandet)
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Konstruktion

Die Gebäudekonstruktion basiert auf vorgefertigten und weitgehend aus-
gebauten Raummodulen, die aneinandergereiht und übereinandergestapelt 
werden. Die Lasten eines Moduls werden in den vier Ecken auf das darunter
liegende Modul abgeleitet. Folglich sollten jeweils gleich grosse Module 
übereinanderliegen, was durch eine über alle Geschosse möglichst gleiche 
Grundrissstruktur gegeben ist. Je weniger unterschiedlich grosse Module, 
desto ökonomischer ist ein Modulbau. Die Konstruktion ist nicht zu verwech-
seln mit einem Holzelementbau, welcher aus zweidimensionalen Holzelemen-
ten besteht und später nicht versetzt wird. Der Holzmodulbau wird gewählt, 
um diesen mittelfristig an einen anderen Standort zu versetzen und allenfalls 
anders zu nutzen.

Fassade

Die Fassade ist streng gegliedert und schlicht. Die Brüstungen sind als durch-
laufende Bänder ausgestaltet. Zwischen den Bändern ist vor jedem Fenster
lüftungsflügel eine lamellenartige Absturzsicherung eingesetzt, diese dient 
auch als Gestaltungselement. Die übrigen Fassadenverkleidungen bilden verti- 
kale und horizontale Holzschalungen, welche vorvergraut sind. Die Aussen
türen und Fenster sind in Holz-Metall ausgeführt. Als sommerlicher Hitze-
schutz dienen Rafflamellenstoren. Ein besonderes Element in der äusseren 
Erscheinung ist der geschosshohe, ungedämmte und vorspringende Baukör-
per über dem Haupteingang. Er dient als Vordach und Balkon und nimmt einen 
Teil der Gebäudetechnik auf.

Innere Organisation

Das Gebäude weist grundsätzlich eine zweibündige Struktur auf. Die beiden 
Treppenanlagen gliedern die Geschosse in Längsrichtung und leiten gleichzei-
tig zu den beiden Gebäudeenden über. Im Erdgeschoss nehmen die Gebäude-
enden Nutzungen mit besonderen Anforderungen an die Raumgeometrie auf: 
im Norden der Ess- und Mehrzweckraum, im Süden der Kindergarten. Beide 
Räume haben direkten Anschluss an den Aussenraum.

Das Erdgeschoss beinhaltet den Zyklus 1 mit dem Kindergarten und den 
Primarstufen 1 bis 2. Das 1. Obergeschoss beinhaltet den Zyklus 2 mit den 
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Primarstufen 3 bis 6. Die Werkräume sowie Räume für Unterrichts- und Betreu-
ungspersonen sind im 2. Obergeschoss untergebracht. Alle Klassenzimmer 
orientieren sich zur Seite der Baumallee, die Betreuungsräume befinden sich 
beim Haupttreppenhaus. Die querliegenden Korridore dienen als multifunktio-
nal nutzbare Aufenthaltsbereiche mit Tageslicht.

Die Tageschule verfügt neben dem Essraum über eine Fertigungsküche mit 
Gastrostandard. Die Mahlzeiten werden fertig angeliefert, aufbereitet und in 
zwei Schichten für rund 100 Personen serviert.

Innere Materialisierung

Die inneren Wandoberflächen bestehen aus Dreischichtplatten in Fichtenholz, 
die bepinnbar sind. Für eine gute Akustik sorgen spezielle, vollflächig an den 
Decken angebrachte Akustikplatten. Abgesehen von den Nassräumen und 
dem Werkraum sorgen Linoleumböden für einen pflegeleichten Unterhalt und 
für die notwendige Behaglichkeit. Die Hauptnutzräume sind farblich neutral 
gehalten. Starke Farben prägen hingegen die allgemeinen Erschliessungsberei-
che sowie die Nassräume.

Nachhaltigkeit

Aufgrund der zeitlich begrenzten Nutzungsdauer des Modulbaus an diesem 
Ort und einer allfälligen anderen Nutzung an einem neuen Ort, sowie aus 
wirtschaftlichen Überlegungen, wird auf eine durchgehende Komfortlüftung 
und somit auf die Voraussetzung der Zertifizierung nach Minergie verzichtet. 
Somit entfällt auch die Ausführung nach Teilen des Gebäudestandards Ener-
giestadt 2019. Die Materialisierung nach Eco-Bau wird gewährleistet. Ebenso 
wird die Gebäudehülle nach Minergie-Standard ausgeführt.

Haustechnik

Der Anschluss an die bestehende Heizungsanlage des Aare Schulhauses  
ist aus Kapazitätsgründen nicht möglich. Der Modulbau wird mit zwei Luft-
Wasser-Wärmepumpen beheizt. Die Wärmeverteilung erfolgt über Radiatoren 
an den Fensterbrüstungen.

Die kontrollierte Lüftung ist dezentral konzipiert, wobei nicht alle Räume 
mechanisch belüftet werden. In den Klassenzimmern sowie den Werk- und 

2
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Betreuungsräumen sorgt jeweils ein kompaktes Lüftungsgerät in der Schrank-
zone an der Aussenwand für einen kontrollierten Luftaustausch. Essraum  
und Küche werden von einem gemeinsamen Monoblock versorgt. Die übrigen, 
weniger intensiv genutzten Aufenthalts- und Nebenräume werden manuell 
über die Fensterdrehflügel belüftet.

Die Elektroinstallationen und Gebäudeautomation werden nach den städti-
schen Vorgaben erstellt. Leerrohrinstallationen in den Steigzonen erlauben 
eine nachträgliche Montage von Photovoltaikelementen auf dem Flachdach. 
Diese ist nicht Teil des Baukredits und wird später durch eine externe Anbiete-
rin oder einen externen Anbieter erstellt und betrieben.

Umgebung

Hauptbestandteil der Aussenraumgestaltung bildet der Vorbereich entlang der 
Westfassade. Der Aussenraum ist in mehrere Aufenthaltsflächen aufgeteilt, 
dazu gehört auch das grosse Baumdach gegenüber dem Haupteingang. Für 
die Nutzungen der Tagesschule müssen ca. 40 Prozent der bestehenden Fuss-
ballwiese in Anspruch genommen werden.

Für den mittleren Aussenbereich des bestehenden Aare Schulhauses ist eine 
neue grosszügige Kletterlandschaft geplant, welche zukünftig durch alle Schü-
lerinnen und Schüler inkl. Tagesschule benutzt wird. Diese wird über einen 
separaten Investitionskredit der Stadt im Rahmen des Unterhalts finanziert.

Dem südlich gelegenen Kindergarten ist eine eigene, eingezäunte Aussen-
fläche vorgelagert. Die bestehenden vier Bäume laden zum Klettern ein und 
spenden gleichzeitig Schatten. Es stehen sowohl fix installierte, wie auch 
mobile, im Aussengeräteraum verstaubare Spielgeräte zu Verfügung. Dieser 
Spielplatz steht, wie alle übrigen Spielplätze der Stadt Aarau, ausserhalb der 
durch die Tagesschule genutzten Zeiten der Bevölkerung zur Verfügung. 

Ein grosses Terrassendeck, welches dem Ess- und Mehrzweckraum vorgela-
gert ist, bietet die Möglichkeit, bei schönem Wetter kleinere Mahlzeiten draus-
sen einzunehmen.

Der Modulbau kommt der bestehenden Baumallee sehr nahe. Der Wurzel-
schutz wird, anders als mit sonst üblichen massiven Fundamenten, durch 
Schraubfundamente gewährleistet.
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Die Belagsflächen und Pflanzungen können zum grössten Teil auch nach  
dem Versetzen des Modulbaus bestehen bleiben und ergänzen die Umgebung 
des bestehenden Aare Schulhauses sinnvoll.

Mobilität

Der bestehende, über das Grundstück führende Fuss- und Veloweg ist heute 
eine stark frequentierte Veloroute und im städtischen Velokonzept als «Kom-
fortroute» definiert. E-Bikefahrerinnen und -fahrer durchqueren das Areal mit 
teils hoher Geschwindigkeit. Bereits heute stellt dies ein Gefahrenpotenzial 
dar, welches mit dem Neubau und den engeren Platzverhältnissen massiv 
verschärft würde. Da auf Schularealen generell Fahrverbot herrscht, muss der 
Veloverkehr mit dem Neubau ohnehin anders geführt werden. Von den ge-
prüften alternativen Wegführungen auf dem Areal selbst vermochte keine zu 
überzeugen. Der Prüfperimeter wurde ausgeweitet und die Achenbergstrasse 
als gute Alternativstrecke festgelegt. Künftig werden somit Velos von der 
Kirchbergstrasse bzw. von der Aarestrasse auf die Achenbergstrasse umgelei-
tet, während Fussgängerinnen und Fussgänger weiterhin das Areal, am neuen 
Modulbau vorbei, queren können. Für die Schülerinnen und Schüler stehen 
sowohl an der Grundstücksgrenze zur Aarestrasse wie auch zur Kirchberg
strasse überdachte Veloständer zur Verfügung.

Die Planungen für die verschiedenen Möglichkeiten des Schulweges sind im 
Gange und werden schrittweise distanz- und altersabhängig analysiert. Dazu 
gehören der Fuss- und Veloverkehr, der ÖV sowie die Einrichtung von Schul-
bussen. Das ausgearbeitete Mobilitätskonzept wird spätestens mit der Eingabe 
des Baugesuchs vorliegen.

Für all die Möglichkeiten werden in der Aufbauphase der Tagesschule Teil-
konzepte erstellt. Sobald bekannt ist, wie viele Schülerinnen und Schüler sich 
angemeldet haben und wo diese wohnen, können die Teilkonzepte konkret 
umgesetzt werden.

Ziel ist es, den motorisierten Individualverkehr («Elterntaxis») zu vermeiden. 
Dieser würde das Gefahrenpotential vor dem Schulhaus erhöhen, das Quartier 
wäre mit Mehrverkehr belastet und die Erlebnisse und Erfahrungen für die 
Schülerinnen und Schüler auf dem Schulweg werden vermindert.
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Finanzielles 

Der Einwohnerrat bewilligte am 26. September 2022 den Projektierungskredit 
von 570’000 Franken. Der Kredit wird ausgeschöpft und beinhaltet aufgrund 
des engen Terminplans bereits weite Teile der Ausschreibung für die Bauleis-
tungen.

Der Holzmodulbau erfüllt die Vorgaben bezüglich CO2-Reduktion, Energie-
nachweis, Schallschutz und kann darüber hinaus, nach einer begrenzten 
Nutzungsdauer an diesem Standort, an einen neuen Standort für eine allfällige 
andere Nutzung versetzt werden. Im Vergleich zu bereits in der Stadt ausge-
führten Holzelementbauten liegt er daher preislich etwas höher. Günstigere 
Containerprovisorien, welche für eine kurze Nutzungsdauer bis zu drei Jahren 
denkbar sind, erfüllen die erwähnten Vorgaben nicht. 

Baukredit

Mit dem Bauprojekt liegt auch der Kostenvoranschlag vor. Der Baukredit be-
trägt demnach 9,85 Mio. Franken:

BKP Beschreibung Betrag in Fr.

1 Vorbereitungsarbeiten 29’500

2 Gebäude 8'608’700

4 Umgebung 419’100

5 Baunebenkosten 250’700

7 Reserve für Unvorhersehbares 490’000

9 Ausstattung 52’000

Total Baukredit* 9’850’000

Kostenvoranschlag Investitionskosten, Genauigkeit +/– 10 %
* Kostenstand: Schweizerischer Baupreisindex Nordwestschweiz Hochbau, Stand 1. April 2023 = 

117.1 Punkte (Basis Oktober 2020 = 100 Punkte)
 

Die Kosten für die Erstausstattung des Modulbaus (Mobiliar, Einrichtungen, 
ICT usw.) gehen zulasten der Kreisschule Aarau-Buchs.

2



21

Termine

Der nachfolgende Terminablauf kann nur ohne Verzögerungen durch Einwen-
dungen oder Beschwerden eingehalten werden. Um die Eröffnung der Tages-
schule im August 2025 zu ermöglichen, wurde bereits mit der Ausschreibung 
und der Ausführungsplanung begonnen.  

Volksabstimmung Baukredit 19. November 2023

Ausschreibung und Ausführungsplanung Juli 2023 – 2. Quartal 2024

Bewilligungsverfahren November 2023 – 2. Quartal 2024

Baubeginn 4. Quartal 2024

Baufertigstellung/Inbetriebnahmen Juni 2025

Start Tagesschulbetrieb August 2025

Beratung im Einwohnerrat

An seiner Sitzung vom 25. September 2023 lagen dem Einwohnerrat drei An-
träge durch die Parteifraktionen vor.

Zunächst wurde das als dringlich erklärte Postulat von GLP, Grüne, SP und  
Pro Aarau (Begrenzung motorisierter Individualverkehr, Bereitstellung alterna-
tive Mobilitätsangebote, Information Mobilitätskonzept vor Volksabstimmung) 
behandelt. Das Postulat wurde mit 38 Ja- zu 9-Nein-Stimmen überwiesen.

In der Folge wurde der Rückweisungsantrag der SVP (zu hohe Kostensteige-
rung, Lösung definitiver Standort) dem Rückweisungsantrag der FDP (Vor
lage ausführliches Mobilitätskonzept) gegenübergestellt. Hierbei obsiegte der 
Rückweisungsantrag der FDP mit 40 Ja- zu 7 Nein-Stimmen. Danach wurde der 
Rückweisungsantrag der FDP mit 16 Ja- zu 30 Nein-Stimmen, bei 1 Enthaltung 
abgelehnt.

In der Schlussabstimmung hat der Einwohnerrat den Baukredit für den Modul-
bau Tagesschule beim Aare Schulhaus mit 40 Ja- zu 7 Nein-Stimmen bewilligt.

2
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Schlussbemerkungen

Das Bauprojekt zum Modulbau Tagesschule ist auch nach kurzer Projektie-
rungsdauer ausgereift und entspricht den Anforderungen der Nutzer- und 
Betreiberschaft. Es ist mit seinem robusten aber leicht vereinfachten Bau- und 
Technikstandard auf die mittelfristige Nutzungsdauer ausgelegt. Die Modul-
bauweise dient dem späteren Versetzen an einen anderen Ort. Mit diesem 
Vorgehen kann die erste Tagesschule in Aarau jetzt umgesetzt werden, ohne 
auf eine definitive Lösung warten zu müssen.

  

Antrag an die Stimmberechtigten

Stadtrat und Einwohnerrat beantragen den Stimmberechtigten den Baukredit 
für den Modulbau Tagesschule beim Aare Schulhaus in der Höhe von 9,85 Mio. 
Franken inkl. 8,1% MWST, zzgl. teuerungsbedingter Mehrkosten (Stand 1. April 
2023) gutzuheissen. 

Die Abstimmungsfrage lautet: 

Wollen Sie den Baukredit für den Modulbau Tagesschule beim Aare Schulhaus 
in der Höhe von 9,85 Mio. Franken inkl. 8,1% MWST, zzgl. teuerungsbedingter 
Mehrkosten bewilligen?  

2
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Teilrevision der Gemeindeordnung  
der Einwohnergemeinde Aarau (Teile 1 bis 4)

Das Wichtigste in Kürze 

In den letzten Jahren wurden mehrere Vorhaben mit 
grundlegendem Charakter in den Bereichen politische 
Rechte und Verfahren initiiert, welche eine Anpassung 
der Gemeindeordnung (GO) bedingen. Die Anpassungen 
wurden in einem koordinierten Prozess angegangen und 
in vier Revisionsvorhaben gebündelt. Die insgesamt vier 
Vorlagen werden der Stimmbevölkerung so vorgelegt, 
dass sie jeweils unabhängig voneinander angenommen 
oder abgelehnt werden können. 

Umfang  
der Teilrevision 

Die Gliederung der GO ist in der aktuellen Fassung 
unübersichtlich und entspricht nicht der ansonsten in 
einheitlicher Weise geführten Gliederung der städtischen 
Erlasse. Sodann werden alle Bestimmungen aufgehoben, 
welche aufgrund einer bestehenden kantonalen Rege-
lung überflüssig sind oder nicht in der GO, sondern im 
Geschäftsreglement des Einwohnerrats (GR-ER) zu regeln 
sind, wie etwa die Aufgaben des Büros des Einwohner-
rats. Aufgrund einer Revision des kantonalen Gemeinde
gesetzes (GG) sind in der GO die Unterschriftenzahlen 
für Initiativen und Referenden auf Gemeindeebene 
angepasst worden. Sodann sollen die Kompetenzen des 
Stadtrats im Bereich des Abschlusses von Verträgen über 
Grundstückgeschäfte präzisiert werden. Bei Geschäften 
im Verwaltungsvermögen soll der Stadtrat bis zu einem 
Betrag von 100’000 Franken endgültig zuständig sein 
(«Bagatellklausel»), oberhalb dieses Schwellenwerts dann 
der Einwohnerrat.

Teil 1: 
Systematik,  
Unterschriftenzahlen,  
Referenden, Zustän-
digkeiten Einwohner-
rat bei Grundstück-
geschäften sowie 
Einwohnerratspro-
zesse 

Neu sollen sich Einwohnerratsmitglieder vertreten lassen 
können, wenn sie infolge Mutterschaft, Krankheit oder Un-
fall längerfristig an der Sitzungsteilnahme verhindert sind.

Teil 2: 
Vertretung 
Einwohnerrat

Es wird vorgeschlagen, das Instrument des Bevölke-
rungsanliegens einzuführen. Dabei können mindestens  
10 Einwohnerinnen oder Einwohner gemeinsam ein  
Anliegen im Zuständigkeitsbereich der städtischen  
Organe einreichen.  

Teil 3: 
Bevölkerungsanliegen
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Hinsichtlich der Politikfinanzierung soll die Transparenz 
gesteigert werden. Die politischen Hauptakteure auf 
Gemeindeebene sollen dazu verpflichtet werden, die 
Finanzierung ihrer Wahlkampagnen offenzulegen. Die  
Schwellenwerte und die konkreten Abläufe der Offen
legung sowie allfällige Sanktionen werden in einem ein-
wohnerrätlichen Reglement detailliert zu regeln sein. 

Teil 4: 
Politikfinanzierung

Der Einwohnerrat begrüsst die Inhalte aller vier Vorlagen 
(Teile 1 bis 4). Die Finanz- und Geschäftsprüfungskommis-
sion beantragte dem Einwohnerrat, alle vier Revisionsvor-
lagen (mit einem Abänderungsantrag zu § 5 Abs. 1 und 
einem solchen zu § 14 Abs. 5) gutzuheissen. Der Einwoh-
nerrat nahm an seiner Sitzung vom 19. Juni 2023 verschie-
dene Abänderungsanträge an, beispielsweise, wie viele 
Einwohnerratsmitglieder eine Urnenabstimmung verlangen 
können (§ 5 Abs. 1), nach welchen Regeln ein Einwohner-
ratsmitglied sich in einer ständigen Kommission vertreten 
lassen kann (§ 14 Abs. 5) und dass alle Einwohnerinnen 
und Einwohner unabhängig von Nationalität und Bewilli-
gungsstatus ein Bevölkerungsanliegen einreichen können 
(§ 30a Abs. 1). Der Stadtrat begrüsst die vom Einwohnerrat 
am 19. Juni 2023 beschlossenen Inhalte der vier Vorlagen.  

Haltung von Stadtrat 
und Einwohnerrat

Der Einwohnerrat hat an seiner Sitzung vom 19. Juni 2023 
über die Änderungen der Gemeindeordnung beraten.  
Gleichentags hat er das Geschäftsreglement des Einwohner-
rats (welches nicht dem Referendum unterliegt) unter dem 
Vorbehalt der Rechtskraft der entsprechenden Änderungen 
der Gemeindeordnung gutgeheissen. Unter Berücksich-
tigung verschiedener angenommener Anträge zum Ge-
schäftsreglement des Einwohnerrats hat der Einwohnerrat 
die Änderungen der Gemeindeordnung (Teile 1–4) in der 
Schlussabstimmung einstimmig bzw. grossmehrheitlich 
gutgeheissen (Teile 1–3: 48 Ja- zu 0 Nein-Stimmen,  
Teil 4: 43 Ja- zu 5 Nein-Stimmen).

Beratung  
im Einwohnerrat

3
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Ausgangslage
 

Nach § 17 des kantonalen Gesetzes über die Einwohnergemeinden (Gemeinde
gesetz, GG) bestimmen die Gemeinden ihre Organisation im Rahmen der 
gesetzlichen Vorschriften durch die Gemeindeordnung. Diese bedarf zu ihrer 
Gültigkeit der kantonalen Genehmigung.

In den letzten Jahren wurden mehrere Vorhaben mit grundlegendem Charakter 
angestossen, welche eine Anpassung der Gemeindeordnung (GO) bedingen:

•	 Am 21. März 2016 hat der Einwohnerrat das Postulat «Überarbeitung der 
Leitlinien zum Integrationskonzept der Stadt Aarau» überwiesen.

•	 Am 14. Dezember 2020 hat der Einwohnerrat die Motion «Vorstossrecht 
für Aarau: Förderung der politischen Integration und Partizipation für alle» 
überwiesen.

•	 Am 10. Mai 2021 hat der Einwohnerrat die Motion «Offenlegung der Finan­
zierung von Parteien und Wahl- und Abstimmungskomitees der Stadt Aarau» 
überwiesen.

•	 Anlässlich der Präsidialkonferenz vom 17. Mai 2021 wurde vereinbart, die  
Revision des Geschäftsreglements des Einwohnerrats (GR-ER) und die 
Anpassung der entsprechend betroffenen Bestimmungen der Gemeinde
ordnung anzugehen.

•	 Auf kantonaler Ebene erfolgte die Revision des GG, im Rahmen derer die 
Unterschriftenzahlen für Initiativen und Referenden auf Gemeindeebene 
angepasst wurden.

Zwischen den obengenannten Vorhaben besteht ein thematischer Zusam-
menhang in Bezug auf die politischen Rechte und Verfahren. Deshalb wurde 
die Umsetzung der einzelnen Revisionsvorhaben in vier Vorlagen (Teil 1–4) ge-
gliedert, aber in einem koordinierten Verfahren unter frühzeitigem Einbezug 
der Fraktionen und Parteien angegangen. Die jeweiligen Verfahrensschritte 
(Vernehmlassung, Beratung im Einwohnerrat und Urnenabstimmung) erfolgten 
für alle Vorlagen gleichzeitig. Im Laufe der Erarbeitung hat sich zudem ge-
zeigt, dass sinnvollerweise auch gleich eine Regelung geschaffen werden soll, 
wonach sich Einwohnerratsmitglieder vertreten lassen können, wenn sie infol-
ge Mutterschaft, Krankheit oder Unfall längerfristig an der Sitzungsteilnahme 
verhindert sind. Die Aufnahme einer solchen Bestimmung wird neu möglich, 
da mit der Schaffung von § 65 Abs. 5 GG den Gemeinden die entsprechende 
Kompetenz eingeräumt wurde.
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Die vier Vorlagen werden der Stimmbevölkerung trotz Koordination der 
Prozesse so vorgelegt, dass im Rahmen der Abstimmung jedes der Vorhaben, 
jeweils unabhängig voneinander, angenommen oder abgelehnt werden kann.

Parallel zur vorliegenden Teilrevision der GO wurde eine Totalrevision des  
GR-ER durchgeführt und vom Einwohnerrat am 19. Juni 2023 beschlossen. 
Über das GR-ER wird nicht abgestimmt. Die Ausarbeitung eines (erstmalig neu 
zu erstellenden) Reglements zur Offenlegung der Politikfinanzierung wird 
nach einer allfälligen Zustimmung der Stimmberechtigen zum Teil 4 über die 
Politikfinanzierung an die Hand genommen. 

 

Die einzelnen Teile im Detail

Teil 1: Systematik, Unterschriftenzahlen, Referenden, Zuständigkeiten 
Einwohnerrat bei Grundstückgeschäften sowie Einwohnerratsprozesse 

Die Gliederung der GO ist in der aktuellen Fassung unübersichtlich und 
entspricht nicht mehr den heutigen Anforderungen. Zur besseren Übersicht
lichkeit wurden Unterkapitel geschaffen, Nummerierungen angepasst und 
Paragraphenüberschriften geändert. Die aktuelle GO enthält zudem sich 
wiederholende und sich teilweise widersprechende Regelungen, was mit der 
Teilrevision Teil 1 behoben wird. Weiter wurden Bestimmungen aufgehoben, 
die kantonalem Recht widersprechen oder deren Regelungsinhalt nicht in die 
GO als «Verfassung» der Einwohnergemeinde gehört. Solche Bestimmungen 
wurden beispielsweise in das GR-ER überführt. Schliesslich wurde die GO 
sprachlich überarbeitet und präzisiert, auch hinsichtlich geschlechterneutraler 
Sprache. 

Überarbeitet und an das übergeordnete kantonale Recht angeglichen wurden 
verschiedene Bestimmungen zu den Referenden. Der Beitritt zu Gemeindever-
bänden sowie die Errichtung kommunaler oder interkommunaler öffentlich-
rechtlicher Gemeindeanstalten müssen vom Regierungsrat genehmigt werden 
und sollen zukünftig dem fakultativen Referendum unterliegen. Weiter soll 
der Prozentsatz für das Zustandekommen eines fakultativen Referendums 
oder einer Initiative aufgrund kantonalrechtlicher Vorschriften auf 5% gesenkt 
werden. 
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Bis anhin ist der Abschluss von Verträgen über Grundstücksgeschäfte im 
Bereich des Verwaltungsvermögens (beispielsweise Verwaltungsgebäude) dem 
Einwohnerrat in jedem Fall zur Genehmigung zu unterbreiten. Der Abschluss 
von Verträgen über Grundstücksgeschäfte im Bereich des Finanzvermögens 
bedarf hingegen erst ab einem Betrag von 5 Mio. Franken (Erwerb) und 2 Mio. 
Franken (Veräusserung) der Genehmigung des Einwohnerrats. Zukünftig  
soll der Stadtrat bei Geschäften im Verwaltungsvermögen bis zu einem Betrag 
von 100’000 Franken («Bagatellklausel») abschliessend zuständig sein.  
Bei Geschäften im Finanzvermögen bedarf wie bereits heute der einzelne 
Vertragsabschluss über Grundstückgeschäfte immer dann der Genehmigung 
durch den Einwohnerrat, wenn der Betrag von 5 Mio. Franken beim Erwerb 
und 2 Mio. Franken bei der Veräusserung überschritten wird. Unterliegt ein 
Geschäft dem obligatorischen Referendum, bleibt weiterhin der Einwohnerrat 
zuständig. 

Teil 2: Vertretung Einwohnerrat

Neu eingeführt wurde gestützt auf die Einführung einer Vertretungsregelung 
für den Grossen Rat des Kantons Aargau (§ 7a Geschäftsverkehrsgesetz, GVG) 
auch eine Vertretungsregelung bei längerfristiger Abwesenheit im Einwohner-
rat. In diesem Kontext hat der Grosse Rat gleichzeitig § 65 Abs. 5 GG be-
schlossen, wonach die Gemeinden eine analoge Vertretungsregelung für den 
Einwohnerrat vorsehen können. 

Vorgesehen ist die Zulässigkeit der Stellvertretung bei einer längerfristigen 
Abwesenheit infolge von Mutterschaft, Krankheit oder Unfall. Die Aufzählung 
der zulässigen Gründe für eine Vertretung ist im kantonalen Recht abschlies-
send. Anpassungen im kantonalen Recht sind aufgrund des dynamischen 
Verweises auf das massgebliche kantonale Recht direkt auch für den Einwoh-
nerrat anwendbar (z.B. Erweiterung der Vertretungsgründe auf Elternschaft 
statt nur Mutterschaft). Während einer Legislaturperiode kann mehr als ein 
Verhinderungsfall eintreten. Die Zeitdauer der Vertretung beträgt gemäss kan-
tonalem Recht drei bis zwölf Monate. Kurzfristige Abwesenheiten infolge von 
Terminkollisionen fallen nicht darunter. Dabei lehnt sich die vorgeschlagene 
Bestimmung in der GO an der kantonalen Regelung an. Die Stellvertretung im 
Einwohnerrat richtet sich nach § 33 der Verordnung über die Wahl des Ein
wohnerrates.

3
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In diesem Zusammenhang wurde während der einwohnerrätlichen Beratung 
des Geschäftes beantragt, auch für die ständigen Kommissionen des Einwoh-
nerrates eine Stellvertretungsmöglichkeit bei längerfristigen Abwesenheiten 
vorzusehen (§ 14 Abs. 5). Dies betrifft die einwohnerrätliche Finanz- und 
Geschäftsprüfungskommission. Die Stellvertretung in der einwohnerrätlichen 
Kommissionen folgt nicht dem Prinzip des Nachrückens. Bei längerfristigen 
Abwesenheiten eines Kommissionsmitglieds soll ein Einwohnerratsmitglied 
aus der gleichen Fraktion die Stellvertretung in der Kommission wahrnehmen. 
Diese Regelung ist mit den kantonalen Vorgaben im GVG vereinbar.

Teil 3: Bevölkerungsanliegen

Zurückgehend auf die vom Einwohnerrat am 14. Dezember 2020 überwiesene 
Motion «Vorstossrecht für Aarau: Förderung der politischen Integration und 
Partizipation für Alle» wird neu das Instrument eines «Bevölkerungsanliegens» 
eingeführt. Dabei können zehn Einwohnerinnen und Einwohner gemeinsam 
ein Anliegen formulieren, das sie dem Einwohnerrat einreichen. Das Bevöl-
kerungsanliegen darf nur einen Gegenstand zum Inhalt haben und muss im 
Zuständigkeitsbereich der städtischen Organe liegen. Die Einführung eines 
solchen niederschwelligen Instruments ermöglicht einer breiten, bisher in 
der Politik nicht spezifisch vertretenen Bevölkerungsgruppe, sich an lokalpo-
litischen Geschehnissen mit der Formulierung eines Anliegens zu beteiligen. 
Aufgrund übergeordneten Rechts darf das Bevölkerungsanliegen allerdings 
keinen rechtsverbindlichen Charakter aufweisen. Deshalb liegt es in der 
Kompetenz des Einwohnerrates, ein Bevölkerungsanliegen aufzunehmen oder 
nicht. Damit grenzt sich das Bevölkerungsanliegen klar von der Bürgermotion 
ab. Letztere steht nur Aarauer Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern offen. 

Teil 4: Politikfinanzierung

In Anlehnung an die vom Einwohnerrat am 10. Mai 2021 überwiesene Motion 
«Offenlegung der Finanzierung von Parteien sowie Wahl- und Abstimmungs-
komitees in der Stadt Aarau» soll eine Regelung über die Transparenz der 
Politikfinanzierung in die GO aufgenommen werden. Die Umsetzung erfolgt 
zweistufig: Mit der Schaffung einer Grundsatzbestimmung in der GO und mit 
einem nachfolgenden Erlass eines einwohnerrätlichen Reglements. In der GO 
wird in den Grundzügen festgelegt, dass die im Stadtrat und die im Einwoh-
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nerrat vertretenen Parteien und die für einen dieser Räte kandidierenden 
Personen verpflichtet sind, die Finanzierung von Wahlen auf Gemeindeebene 
offen zu legen. Ab welcher Schwelle eine Offenlegungspflicht besteht, hat 
der Einwohnerrat noch zu beschliessen. Dies ermöglicht eine differenzierte 
Regulierung, beispielsweise mit unterschiedlichen Schwellenwerten je nach 
Art und Herkunft der Beiträge. Die Schwellenwerte, die konkreten Abläufe der 
Offenlegung sowie allfällige Sanktionen wird der Einwohnerrat im Falle der 
Zustimmung des Stimmvolkes zur Teilrevision der GO (Teil 4) noch in einem 
Reglement zur Politikfinanzierung festhalten müssen. 

 

Finanzielles

Es wird, mit Ausnahme der beabsichtigten Offenlegung der Politikfinanzie-
rung, mit keinen Kostenfolgen gerechnet. Die Umsetzung der Offenlegung der 
Politikfinanzierung kann zu einem Mehraufwand insbesondere bei der Stadt-
kanzlei führen. Der Aufwand ist dabei abhängig von den Bestimmungen im 
möglichen entsprechenden Reglement und wird mit der allfälligen Ausarbei-
tung des Reglements quantifiziert.
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Beratung im Einwohnerrat

Der Einwohnerrat hat an seiner Sitzung vom 19. Juni 2023 die vier Vorlagen 
(Teile 1 bis 4) beraten. Es wurden verschiedene Änderungsanträge gestellt. 
Es ging dabei um:

•	 Das notwendige Quorum für das Behördenreferendum (zwei verschiedene 
Anträge),

•	 Die Stellvertretungsmöglichkeiten in ständigen Kommissionen des Einwoh-
nerrates,

•	 Die Voraussetzungen für die Einreichung eines Bevölkerungsanliegens. 

Die Finanz- und Geschäftsprüfungskommission beantragte, die Schwelle  
für die Unterstellung eines Einwohnerratsbeschlusses unter das fakultative  
Referendum durch Beschluss des Einwohnerrates (Behördenreferendum)  
bei 40 % der anwesenden Einwohnerratsmitglieder anzusetzen (§ 5 Abs. 1).  
Die FDP hingegen beantragte in der gleichen Sache, die Schwelle sei bei  
1/3 der anwesenden Einwohnerratsmitglieder anzusetzen, wie es auch andere 
Kantone kennen (Zug, Appenzell Ausserrhoden, St. Gallen). Der Einwohnerrat 
hat mit 29 Ja- zu 19 Nein-Stimmen den Antrag der Finanz- und Geschäftsprü-
fungskommission angenommen. Weiter beantragte die Finanz- und Geschäfts-
prüfungskommission die Einführung einer Stellvertretungsregelung für die 
ständigen einwohnerrätlichen Kommissionen (§ 14 Abs. 5). Dieser Antrag  
wurde mit 48 Ja- zu 0 Nein-Stimmen einstimmig angenommen. Die SP bean-
tragte, auf die Voraussetzung des Schweizer Bürgerrechts / der Niederlas-
sungs- oder Aufenthaltsbewilligung für die Einreichung eines Bevölkerungsan-
liegens sei zu verzichten (§ 30a Abs. 1). Der Einwohnerrat hat diesen Antrag 
mit 30 Ja- zu 18 Nein-Stimmen angenommen. 

Danach hat der Einwohnerrat die gemäss diesen Anträgen geänderten vier 
Vorlagen (Teile 1 bis 4) zur Teilrevision der Gemeindeordnung wie folgt ange-
nommen:

•	 Teil 1: mit 48 Ja zu 0 Nein

•	 Teil 2: mit 48 Ja zu 0 Nein

•	 Teil 3: mit 48 Ja zu 0 Nein

•	 Teil 4: mit 43 Ja zu 5 Nein

An der gleichen Sitzung vom 19. Juni 2023 hat der Einwohnerrat die Total-
revision des Geschäftsreglements des Einwohnerrats (GR-ER) unter Berück-
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sichtigung der Änderungsanträge und unter Vorbehalt der Rechtskraft der  
Teilrevision der Gemeindeordnung der Einwohnergemeinde Aarau  
(Teile 1– 4) mit 46 Ja zu 0 Nein Stimmen bei 2 Enthaltungen gutgeheissen.  
Der Beschluss über die Totalrevision des GR-ER unterliegt nicht der Volksab-
stimmung.
 

Antrag an die Stimmberechtigten

Stadtrat und Einwohnerrat beantragen den Stimmberechtigten die Annahme 
der Beschlüsse des Einwohnerrats vom 19. Juni 2023 zu den Änderungen der 
Gemeindeordnung (Beschlüsse 1–4). 

Die Abstimmungsfragen lauten:

1.	 Wollen Sie den Beschluss des Einwohnerrats vom 19. Juni 2023 über die 
Änderung der Gemeindeordnung (Teil 1 – Systematik, Unterschriftenzahlen, 
Referenden, Zuständigkeiten Einwohnerrat bei Grundstückgeschäften sowie 
Einwohnerratsprozesse) gutheissen?

2.	 Wollen Sie den Beschluss des Einwohnerrats vom 19. Juni 2023 über  
die Änderung der Gemeindeordnung (Teil 2 – Vertretung Einwohnerrat) 
gutheissen?

3.	 Wollen Sie den Beschluss des Einwohnerrats vom 19. Juni 2023 über die 
Änderung der Gemeindeordnung (Teil 3 – Bevölkerungsanliegen) gutheissen?

4.	 Wollen Sie den Beschluss des Einwohnerrats vom 19. Juni 2023 über die 
Änderung der Gemeindeordnung (Teil 4 – Politikfinanzierung) gutheissen?
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Abstimmungstext

Teil 1: Systematik, Unterschriftenzahlen, Referenden, Zuständigkeiten 
Einwohnerrat bei Grundstückgeschäften sowie Einwohnerratsprozesse

Die Einwohnergemeinde Aarau
beschliesst:

I.
Der Erlass SRS 1.1-1 (Gemeindeordnung der Einwohnergemeinde Aarau vom 
23. Juni 1980) (Stand 1. August 2018) wird wie folgt geändert:

Ingress (geändert)

Die Einwohnergemeinde Aarau beschliesst,  
gestützt auf § 17 des Gesetzes über die Einwohnergemeinden (Gemeinde
gesetz, GG) vom 19. Dezember 1978)1),  
folgende Gemeindeordnung:

Titel nach Titel 1. (neu)

1.1 Begriffe und Organisation

§  1 Abs. 3 (geändert)

Einwohnergemeinde (Überschrift geändert)

3 Der Gemeinderat wird nachfolgend als Stadtrat und der Gemeindeammann 
als Stadtpräsidentin oder Stadtpräsident und der Vizeammann als Vizepräsi-
dentin oder Vizepräsident bezeichnet.2)

§  1a
Wirkungsorientierte Verwaltungsführung (Überschrift geändert)

§  2
Organe (Überschrift geändert)

Titel nach § 2 (neu)

1.2 Gesamtheit der Stimmberechtigten

1	 SAR 171.100

2	 Eingefügt mit Entscheid des Departements Volkswirtschaft und Inneres des Kantons Aargau vom 
29. Mai 2013, in Kraft seit 1. Juli 2013

3
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§  3 Abs. 2

Abstimmungen und Wahlen (Überschrift geändert)

2 An der Urne werden insbesondere gewählt:

b)	(geändert) die Mitglieder des Stadtrates, die Stadtpräsidentin oder der Stadt-
präsident sowie die Vizepräsidentin oder der Vizepräsident;

§  4 Abs. 1

Obligatorisches Referendum (Überschrift geändert)

1 Der Gesamtheit der Stimmberechtigten müssen zum Entscheid an der Urne 
vorgelegt werden:

e)	Aufgehoben.
f)	 Aufgehoben.

§  5 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert)

Fakultatives Referendum (Überschrift geändert)

1 Alle übrigen Beschlüsse des Einwohnerrates sind der Urnenabstimmung  
zu unterstellen, wenn es mindestens 5 Prozent der Stimmberechtigten innert 
30 Tagen seit der Veröffentlichung verlangt, oder wenn es 40 % der anwesen-
den Einwohnerratsmitglieder bis unmittelbar nach der Schlussabstimmung 
beschliesst.
2 Beschlüsse formeller Natur, Beschlüsse über die Erheblicherklärung von 
Motionen und Postulaten sowie das Geschäftsreglement des Einwohnerrates 
können nicht der Urnenabstimmung unterstellt werden.

§  6 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert)

1 Jede und jeder Stimmberechtigte kann der Präsidentin oder dem Präsidenten 
des Einwohnerrates über Gegenstände, die in die Zuständigkeit der Gesamt-
heit der Stimmberechtigten oder des Einwohnerrates fallen, in der Form einer 
allgemeinen Anregung oder eines ausgearbeiteten Entwurfs eine Motion ein-
reichen. Sie muss innert 6 Monaten seit der Einreichung behandelt werden.
2 Die Motionärin oder der Motionär ist berechtigt, die Motion vor dem Einwoh-
nerrat zu begründen und an der Beratung teilzunehmen.

§  7 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert)

Initiative (Überschrift geändert)

1 5 Prozent der Stimmberechtigten können in Form einer allgemeinen Anre-
gung oder eines ausgearbeiteten Entwurfes die Behandlung von Gegenstän-
den, die in die Zuständigkeit der Gesamtheit der Stimmberechtigten oder des 
Einwohnerrates fallen, verlangen.
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2 Ein Rückzug ist bis zur Schlussabstimmung im Einwohnerrat und, falls dieser 
dem Begehren nicht zustimmt, bis zur Anordnung der Urnenabstimmung 
möglich.

§  8

Obligatorisches Referendum bei Initiativen (Überschrift geändert)

§  9

Fakultatives Referendum bei Initiativen (Überschrift geändert)

§  10 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert), Abs. 4 (geändert)

Gegenvorschlag zu einer Initiative (Überschrift geändert)

1 Wird das Initiativbegehren in der Form eines ausgearbeiteten Entwurfes 
eingereicht, so kann der Einwohnerrat einen Gegenvorschlag gleichzeitig mit 
dem Initiativbegehren zur Abstimmung unterbreiten. Initiativbegehren und 
Gegenvorschlag müssen die gleiche Materie betreffen.
2 Den Stimmberechtigten werden auf dem gleichen Stimmzettel folgende drei 
Fragen vorgelegt: Jede stimmberechtigte Person kann erklären,

a)	(geändert) ob sie der Initiative zustimmt,

b)	(geändert) ob sie dem Gegenvorschlag zustimmt,

c)	 (geändert) welche der beiden Vorlagen in Kraft treten soll, falls die Stimmbe-
rechtigten beiden Vorlagen zustimmen.

4 Erreichen sowohl die Volksinitiative als auch der Gegenvorschlag das abso
lute Mehr, so gilt die Vorlage, die bei der Frage nach Absatz 2 Buchstabe c 
mehr Stimmen erzielt hat, als angenommen.

Titel nach § 10 (neu)

1.3 Energie- und Klimapolitik

§  10a

Nachhaltigkeit (Überschrift geändert)

§  10b

2000-Watt-Gesellschaft (Überschrift geändert)

§  10c

Absenkpfade (Überschrift geändert)

§  10d

Ausstieg aus der Kernenergie (Überschrift geändert)

3



35

Titel nach § 10d (neu)

1.4 Mobilitätspolitik

§  10e

Grundsätze und Ziele (Überschrift geändert)

Titel nach Titel 2. (neu)

2.1 Allgemeines

§  11 Abs. 2 (geändert), Abs. 4 (neu)

Zusammensetzung, Wahl (Überschrift geändert)

2 Wählbar sind alle Stimmberechtigten mit Ausnahme der Mitglieder des Stadt-
rates und der Stadtschreiberin oder des Stadtschreibers.
4 Die Amtsperiode des bisherigen  Einwohnerrates läuft bis zur Konstituierung 
des neu gewählten Rates.

§  12

Zuständigkeit (Überschrift geändert)

§  13

Aufgehoben.

§  14 Abs. 1 (geändert), Abs. 1bis (neu), Abs. 1ter (neu), Abs. 2 (geändert),  
Abs. 3 (geändert), Abs. 4 (aufgehoben), Abs. 5 (neu)

Kommissionen (Überschrift geändert)

1 Der Einwohnerrat wählt aus seiner Mitte eine Finanz- und Geschäftsprüfungs-
kommission von elf Mitgliedern sowie ihre Präsidentin oder ihren Präsidenten. 
1bis Die Finanz- und Geschäftsprüfungskommission prüft die Aufgaben- und 
Finanzplanung, das Budget mit Steuerfuss, die Jahresrechnung, den Rechen-
schaftsbericht, die Globalaufträge und deren Ergebnisse und befasst sich mit 
weiteren, ihr vom Einwohnerrat übertragenen Aufgaben.
1ter Zur Wahrnehmung ihrer Aufsichtsfunktion ist die Finanz- und Geschäfts-
prüfungskommission befugt, in alle dazu notwendigen Unterlagen Einsicht zu 
nehmen.
2 Der Einwohnerrat kann weitere ständige oder nichtständige Kommissionen 
einsetzen.
3 Der Stadtrat kann zu den Kommissionssitzungen eingeladen werden.  
Er kann sich durch einzelne seiner Mitglieder vertreten oder durch einzelne 
Mitarbeitende der Stadtverwaltung vertreten oder begleiten lassen.
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4 Aufgehoben.
5 Die Mitglieder von ständigen Kommissionen können sich bei längerfristiger 
Verhinderung vertreten lassen. Die zu erfüllenden Voraussetzungen für eine 
Vertretung richten sich nach §11a.

§  15

Aufgehoben.

§  16

Aufgehoben.

§  17 Abs. 2 (geändert)

Öffentlichkeit (Überschrift geändert)

2 Die Traktandenliste sowie Ort und Zeit der Sitzungen des Einwohnerrates 
sind öffentlich bekanntzumachen.

§  18

Aufgehoben.

§  19

Ausstand (Überschrift geändert)

§  20 Abs. 1 (geändert), Abs. 1bis (neu), Abs. 2 (geändert)

Teilnahmepflicht und Entschädigung (Überschrift geändert)

1 Die Mitglieder des Einwohnerrates sind verpflichtet, den Einwohnerrats
sitzungen beizuwohnen. Sie erhalten für die Teilnahme ein Sitzungsgeld.
1bis Der Einwohnerrat legt die Höhe der Sitzungsgelder und weiterer Entschädi-
gungen fest.
2 Absenzen einzelner Ratsmitglieder werden protokolliert.

Titel nach § 20 (neu)

2.2 Verfahren

§  21 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (aufgehoben)

Verhandlungsfähigkeit (Überschrift geändert)

1 Der Einwohnerrat ist verhandlungsfähig, wenn die Mehrheit seiner Mitglieder 
anwesend ist.
2 Aufgehoben.

§  22

Aufgehoben.
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§  23

Aufgehoben.

§  24

Sachverständige (Überschrift geändert)

§  25 Abs. 1 (aufgehoben), Abs. 2 (aufgehoben), Abs. 3 (geändert),  
Abs. 4 (aufgehoben)

Protokoll (Überschrift geändert)

1 Aufgehoben.
2 Aufgehoben.
3 Über die Einwohnerratssitzungen ist ein Protokoll zu führen. Das Protokoll ist 
öffentlich.
4 Aufgehoben.

§  26

Veröffentlichung der Beschlüsse (Überschrift geändert)

Titel nach § 26 (neu)

2.3 Parlamentarische Vorstösse

§  27 Abs. 1 (geändert), Abs. 1ter (aufgehoben), Abs. 2 (aufgehoben)

Motion (Überschrift geändert)

1 Jedes Mitglied des Einwohnerrates kann in Form einer allgemeinen Anregung 
oder eines ausgearbeiteten Entwurfes schriftlich die Behandlung von Gegen-
ständen verlangen, die in die Zuständigkeit der Gesamtheit der Stimmberech-
tigten oder des Einwohnerrates fallen.
1ter Aufgehoben.
2 Aufgehoben.

§  28 Abs. 1 (geändert), Abs. 1bis (aufgehoben)

Postulat (Überschrift geändert)

1 Jedes Mitglied des Einwohnerrates kann schriftlich Anträge einreichen, die 
den Stadtrat zu einem bestimmten Vorgehen oder Verhalten im Zuständig-
keitsbereich der städtischen Organe einladen.
1bis Aufgehoben.

§  29 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (aufgehoben)

Anfrage (Überschrift geändert)
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1 Jedes Mitglied des Einwohnerrates kann über Gegenstände, die in die Zu-
ständigkeit der städtischen Organe und der Verwaltung fallen, vom Stadtrat 
Auskunft verlangen.
2 Aufgehoben.

§  30

Einheit der Materie (Überschrift geändert)

§  31

Zusammensetzung, Wahl (Überschrift geändert)

§  32 Abs. 2

Befugnisse (Überschrift geändert)

2 Es stehen ihm insbesondere folgende Befugnisse zu:

k)	 (geändert) der Abschluss von Verträgen über den Erwerb und die Veräus-
serung sowie die dingliche Belastung von Grundstücken, inbegriffen das 
Baurecht; der stadträtliche Entscheid ist endgültig, wenn das Geschäft:

	 1.	(neu)	 im Bereich des Verwaltungsvermögens den Betrag von 100’000 
Franken nicht übersteigt

	 2.	(neu)	 im Bereich des Finanzvermögens den Betrag von 5’000’000 Fran-
ken beim Erwerb und von 2’000’000 Franken bei der Veräusse-
rung im Einzelfall nicht übersteigt

	 3.	(neu)	 nicht dem obligatorischen Referendum unterliegt.

§  33 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert)

Stadtpräsidium (Überschrift geändert)

1 Die Stadtpräsidentin oder der Stadtpräsident präsidiert den Stadtrat, voll-
zieht dessen Beschlüsse und steht der gesamten Stadtverwaltung vor. In 
dringenden Fällen ist sie oder er zur Anordnung vorsorglicher Massnahmen 
befugt.
2 Im Übrigen richten sich die Aufgaben der Stadtpräsidentin oder des Stadtprä-
sidenten nach dem kantonalen Recht.

§  34 Abs. 2 (geändert)

Delegation von Aufgaben (Überschrift geändert)

2 Er kann Entscheidungsbefugnisse an eines seiner Mitglieder, an Kommis
sionen oder an eine Mitarbeiterin oder einen Mitarbeiter der mit der entspre-
chenden Aufgabe betrauten Verwaltungsstelle nach den Bestimmungen des 
Gemeindegesetzes übertragen.
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§  35 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert)

Wahlbüro (Überschrift geändert)

1 Für das Wahlbüro werden zwölf Stimmenzählerinnen und Stimmenzähler auf 
eine Amtsdauer von vier Jahren gewählt.
2 Die Stadtschreiberin oder der Stadtschreiber oder ihre oder seine Stellvertre-
tung wohnt den Sitzungen mit beratender Stimme bei und führt das Protokoll.

§  36

Aufgehoben.

§  37

Amtsgeheimnis (Überschrift geändert)

§  38

Eingaben und Fristen (Überschrift geändert)

Titel nach § 38 (neu)

5. Schluss- und Übergangsbestimmungen

§  39

Inkrafttreten (Überschrift geändert)

§  41

Aufgehoben.

§  42

Aufgehoben.

§  43

Aufgehoben.

II.

Keine Fremdänderungen.

III.

Keine Fremdaufhebungen.

IV.

Die Änderung der Gemeindeordnung unter Ziff. I wird nach deren Annahme 
durch die Stimmberechtigten und der Genehmigung durch das zuständige 
kantonale Departement vom Stadtrat in Kraft gesetzt.
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Teil 2: Vertretung Einwohnerrat

Die Einwohnergemeinde Aarau
beschliesst:

I.

Der Erlass SRS 1.1-1 (Gemeindeordnung der Einwohnergemeinde Aarau vom 
23. Juni 1980) (Stand 1. August 2018) wird wie folgt geändert:

§  11a (neu)

Vertretung
1 Die Mitglieder des Einwohnerrats können sich bei längerfristiger Verhinde-
rung vertreten lassen. Es gelten die massgeblichen kantonalen Bestimmungen.
2 Eine Vertretung für die als Vertretung bestimmte Person ist ausgeschlossen.

II.

Keine Fremdänderungen.

III.

Keine Fremdaufhebungen.

IV.

Die Änderung der Gemeindeordnung unter Ziff. I wird nach deren Annahme 
durch die Stimmberechtigten und der Genehmigung durch das zuständige 
kantonale Departement vom Stadtrat in Kraft gesetzt.
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Teil 3: Bevölkerungsanliegen

Die Einwohnergemeinde Aarau
beschliesst:

I.

Der Erlass SRS 1.1-1 (Gemeindeordnung der Einwohnergemeinde Aarau vom 
23. Juni 1980) (Stand 1. August 2018) wird wie folgt geändert:

Titel nach § 30 (neu)

2.4 Partizipation

§  30a (neu)

Bevölkerungsanliegen
1 Mindestens 10 Einwohnerinnen oder Einwohner können gemeinsam ein Be-
völkerungsanliegen einreichen.
2 Das Bevölkerungsanliegen darf nur einen Gegenstand zum Inhalt haben und 
muss im Zuständigkeitsbereich der städtischen Organe liegen.
3 Der Einwohnerrat beschliesst darüber, ob er das Bevölkerungsanliegen auf-
nimmt oder nicht.
4 Eine Vertretung ist berechtigt, das Bevölkerungsanliegen vor dem Einwoh-
nerrat zu begründen und an der Beratung teilzunehmen.
5 Das Nähere wird im Geschäftsreglement des Einwohnerrats geregelt.

II.

Keine Fremdänderungen.

III.

Keine Fremdaufhebungen.

IV.

Die Änderung der Gemeindeordnung unter Ziff. I wird nach deren Annahme 
durch die Stimmberechtigten und der Genehmigung durch das zuständige 
kantonale Departement vom Stadtrat in Kraft gesetzt. 
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Teil 4: Politikfinanzierung

Die Einwohnergemeinde Aarau
beschliesst:

I.

Der Erlass SRS 1.1-1 (Gemeindeordnung der Einwohnergemeinde Aarau vom 
23. Juni 1980) (Stand 1. August 2018) wird wie folgt geändert:

§  37a (neu)

Transparenz der Politikfinanzierung
1 Die im Stadtrat und im Einwohnerrat vertretenen Parteien sowie die Kandi-
dierenden für einen dieser Räte und die Organisationen, die Wahlvorschläge 
für einen dieser Räte einreichen, sind zur Offenlegung der Finanzierung  
von Wahlen auf Gemeindeebene verpflichtet, soweit dafür ein öffentliches 
Interesse besteht.
2 Der Einwohnerrat legt fest, ab welchen Schwellenwerten für welche Finanzie-
rungsarten eine Offenlegungspflicht besteht.
3 Der Einwohnerrat regelt die Sanktionen bei Verletzung der Offenlegungs-
pflichten sowie den Zeitpunkt der Veröffentlichung und der Aktualisierung.

II.

Keine Fremdänderungen.

III.

Keine Fremdaufhebungen.

IV.

Die Änderung der Gemeindeordnung unter Ziff. I wird nach deren Annahme 
durch die Stimmberechtigten und der Genehmigung durch das zuständige 
kantonale Departement vom Stadtrat in Kraft gesetzt.
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Stadt Aarau
Rathausgasse 1

5000 Aarau
T  062 836 05 13

E  kanzlei@aarau.ch
www.aarau.ch

Empfehlung  
an die Stimmberechtigten 
für die Abstimmung  
am 19. November 2023 

Stadtrat und Einwohnerrat empfehlen:

	 Ja zum Budget 2024 der Einwohner
gemeinde Aarau mit einem Steuerfuss 
von 96% 

	Ja zum Baukredit für den Modulbau 
Tagesschule beim Aare Schulhaus

	Ja zu den Änderungen der  
Gemeindeordnung (Teile 1–4)


